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Solaranlage vom Kanton Zürich verboten
Der Gemeinderat von Rheinau (ZH) wollte mit einer Photovoltaikanlage auf dem
Dach des Gemeindehauses ein Zeichen zur Förderung der Sonnenenergie set-
zen. Doch die Zürcher Baudirektion, das kantonale Amt für Raumplanung sowie
die kantonale Natur- und Heimatschutzkommission verhinderten das Projekt er-
folg reich - aus optischen Gründen.

fernen Zürich vernehmen - in
einem unakzeptablen Mass
beeinträchtigt, wenn die An-
tennen um einen Solarzel-
lenstreifen ergänzt würden.
Dies zumindest ist die Mei-
nung der kantonalen Natur-
und Heimatschutzkommis-
sion. Der Baudirektor und
SVP-Regierungsrat Hans
Hofmann ist dieser ableh-
nenden Empfehlung gefolgt.
Doch der Rheinauer Ge-
meinderat, dessen Ent-
scheid damit aufgehoben
wurde, ist mit dem Bescheid
aus Zürich ganz und gar
nicht einverstanden: Er hat
den Fall an den Gesamtre-
gierungsrat weitergezogen.
Das Gemeindehaus würde
sich neben der optimalen
Ausrichtung nach Südwe-
sten auch deshalb beson-
ders gut eigenen, so hoffte
die Rheinauer Gemeindebe-
hörde, weil damit im Rahmen
von "Solar 91" ein "sichtba-
res Zeichen zur Förderung
der Sonnenenergie" gesetzt
werden sollte. Im Gemeinde-
haus selbst würde eine An-
zeige montiert, welche die
Bevölkerung über die Strom-
Produktion informieren wür-
de.

7/4, 3. O/cf. 799/

Rheinau besitzt eines der
schönsten Ortsbilder des
Kantons Zürich. Dafür ist die
Gemeinde am Rhein vom
Heimatschutz ausdrücklich
gelobt worden. Noch knapp
innerhalb des Ortsbild-
schutz-Perimeters liegt das
Gemeindehaus: ein stattli-
eher, sauber herausgeputz-
ter und umgebauter, rotbrau-
ner Bau, der früher zum Teil
als Turnhalle diente und nun
die Büros der Gemeindever-

waltung sowie Feuerwehr-
anlagen beherbergt. Auf
dem Giebeldach fallen TV-
und Funkrufantennen sowie
eine Alarmsirene auf. Kurz:
Als wertvolles bauliches
Schmuckstück tritt dieses
Haus nicht in Erscheinung,
und Ortsunkundige werden
es nicht als Gemeindehaus
erkennen.
Die Dachlandschaft würde
nun - so musste der Rhei-
nauer Gemeinderat aus dem

Bekäme das Dach des Rheinauer Gemeindehauses neben
der Sirene und den Antennen noch einen Sonnenkollektor
aufgesetzt, wäre es "verschandelt". (Bild Beat Marti)

Umweltorganisationen
für Umweltabgaben
Sechs Umweltorganisatio-
nen haben die Bundesrats-
Parteien aufgefordert, nach
dem Verzicht auf den Öko-
bonus sofort einen Konsens
zur Einführung von Umwelt-
abgaben oder marktwirt-
schaftlichen Lenkungsin-
strumenten zu erarbeiten,
Dabei müssen alle Energie-
träger belastet werden, um
die Opfersymmetrie zu ver-
bessern und unerwünschte
Substitutionseffekte zu ver-
hindern.

Die Umweltorganisationen
haben mit Befriedigung fest-
gestellt, dass sich alle vier
Bundesratsparteien und
weitere Parteien für Markt-
wirtschaftliche Lenkungsin-

strumente im Umweltschutz
und beim Energiesparen
ausgesprochen haben. Zu
Beginn der jetzigen Legisla-
turperiode müssen sich die
Parteien zusammenraufen
und sich auf ein Abgabesy-
stem einigen, das auch eine
soziale Rücksichtnahme
vorsieht. Es gehört zu den
vordringlichsten Aufgaben
dieser Legislatur, die nötigen
Massnahmen zur Errei-
chung der Stabilisierungs-
ziele des Programms "Ener-
gie 2000" und der Klimaziele
zu verwirklichen. Der Appell
der Umweltverbände wird
getragen vom Schweizeri-
sehen Bund für Naturschutz
SBN, den Naturfreunden
Schweiz NFS, der Schwei-
zerischen Gesellschaft für

Umweltschutz SGU, der
Schweizerischen Energie-
Stiftung SES, dem WWF und
dem VCS.
WZZ, 25. O/cf 799/

Lösung für radioaktive
Abfälle?
An einer von Bundesrat
Adolf Ogi eröffneten Konfe-
renz am 19. November im
Rahmen des Aktionspro-
gramms "Energie 2000" be-
gannen Verhandlungen über
die Entsorgung radioaktiver
Abfälle. In dieser "Konfliktlö-
sungsgruppe" sind dabei:
das Eidgenössische Ver-
kehrs- und Energiewirt-
Schaftsdepartement EVED,
die AKW-Betreiber und an-
dere Produzenten radioakti-
ver Abfälle, die Nagra, Um-

Weltorganisationen unter ih-
nen die Schweizerische
Energie-Stiftung SES, Wis-
senschaft und Behörden. In

ersten Gesprächen ging es
darum, die einzelnen Stand-
punkte darzustellen. Es wird
noch ein langer Weg sein,
bis innerhalb dieses "Ener-
giefriedens" ein gemeinsa-
mer Konsens gefunden sein
wird.

EWZ kann Sparbedin-
gungen stellen
Der Zürcher Gemeinderat
hat gegen die Stimmen der
SVP und eine Stimme der
CVP ein neues Reglement
zum Bezug von Strom verab-
schiedet. Danach kann das
EWZ von grossen Bezügern
verlangen, dass ihre Geräte
dem neuesten Stand der
Energiespartechnik entspre-
chen müssen. Auch die Frei-
sinnigen fanden, dass der
ökonomischen Vernunft hin
und wieder mit etwas Zwang
und Überredung nachgehol-
fen werden müsse. Ein wei-
teres Reglement erlaubt es,
speziell sparsame Energie-
anwendungen zu subventio-
nieren.

Vfl, 26. Sept. 7997

Erfreut über Umwelt-
Schutzvorschriften
Die vorwiegend in der Ener-
gietechnik tätige Schweizer
Elco Looser Holding hat
nach zwei grösseren Akqui-
sitionen in Frankreich und
Deutschland die Abhängig-
keit vom Schweizer Markt
auf noch 30 Prozent verklei-
nert. Der Löwenanteil, näm-
lieh 45 Prozent werden im

stark wachsenden (12 bis 14
Prozent) deutschen Markt
erzielt. Vor allem in den neu-
en Bundesländern sind über
eine Million Heizungsanla-
gen total veraltet. Die Schad-
stoffemmission entsprechen
weder den gesetzlichen
Grundlagen noch ökologi-
sehen Aspekten. Damit kann
einer Totalsanierung nicht
aus dem Wege gegangen
werden, was der Elco Looser
massive Zusatzimpulse ge-
ben wird. Erfreut blickt man
auch auf die Einführung
verschärfter Umweltschutz-
Vorschriften im restlichen
Europa. Die Schweiz bei-
spielsweise reduziert im
kommenden Jahr die heute

20 ENERGIE + UMWELT 4/91



EA/EEG/ESZEA/E SCEIA/E/Z

gültigen Emissionswerte für
Stickoxyde auf die Hälfte.
Die dazu erforderlichen neu-
en Technologien zu entwik-
kein, sind nur wenige Kon-
kurrenten in der Lage.
WZ 79. Sepf 7997

Val Madris soll ge-
schützt werden
Die Arbeitsgruppe Val Ma-
dris hat eine detaillierte Fo-
todokumentation über das
hintere Val Madris im Bünd-
nerland zusammengestellt.
Teile des Hochtals sollen als
"Flachmoore von nationaler
Bedeutung" unter Schutz ge-
stellt werden, wie das der
Bund aufgrund der Rothen-
thurm-Abstimmung vor-
schlägt. Das Gebiet wird von
einer Alpgenossenschaft
aus dem Domleschg bewirt-
schattet, die ihrerseits das
Begehren unterstützt. Die
Unterschutzstellung wird
einzig von den Kraftwerken
Hinterrhein bekämpft, die
dort einen Stausee planen.
Das hintere Madris beher-
bergt eine riesige Amphi-
bienbevölkerung.
VW 77. Sepf 7997

St.Galler Atom initiative
rechtmässig
Fünf Jahre nach dem Zu-
Standekommen der Volksin-
itiative "Zukunft ohne Atom-
ström" in der Stadt St. Gallen
hat das Bundesgericht ge-
gen die St.Galler Behörden
entschieden; Das Volksbe-
gehren der Umweltorganisa-
tionen sowie der linksgrünen
Parteien ist rechtmässig und
muss dem Volk zur Abstim-
mung vorgelegt werden. Die
Stadt wird aufgefordert, um-
weltschonende und energie-
sparende Techniken zu för-
dem und auf Atomenergie zu
verzichten. Die St.Galler
Stadtregierung lehnte das
Begehren als rechtswidrig
ab, hauptsächlich weil die In-
itianten Forderungen nach
einem Stromsparprogramm
in der Höhe des Atomstrom-
anteils mitlieferten.
TA 29. A/ov 7997

Im Büro wird zuviel
Strom vergeudet
In den Schweizer Büros wird
nicht viel geistige Energie
darauf verwendet, Energie
zu sparen. Die Stromver-
brauchswerte der Bürogerä-
te waren bisher bei der Be-

Schaffung und Betrieb kaum
ein Thema. Im Rahmen des
Impulsprogramms Ravel ist
nun festgestellt worden, was
sich im Büro an Strom spa-
ren liesse: viel.
Ravel, ein Weiterbildungs-
und Informationsprogramm
des Bundesamtes für Kon-
jukturfragen erkundet Mög-
lichkeiten zur rationellen
Verwendung von Elektrizität.
In der Bürotechnik sind nun
die Energieforscher fündig
geworden.
Bürogeräte (Grosscompu-
ter,PC, Bildschirme Drucker
Kopierer und Faxgeräte) ha-
ben drei Betriebszustände:
arbeitend, standby und ab-
geschaltet. Die eigentliche
Arbeitszeit der meisten Ge-
räte ist, verglichen mit der
Dauer eines Arbeitstages,
nur kurz. Deshalb sagt der
Arbeitsstromverbrauch we-
nig aus. Faxgeräte etwa, die

500 Kilowatt-Sonnen-
kraftwerk in Zürich
Der Zürcher Gemeinderat
hat trotz finanzpolitischen
Bedenken einem Kredit von
knapp 8.5 Millionen Franken
für den Bau eines 500-Kilo-
watt-Sonnenkraftwerkes in

Zürich-Wollishofen zuge-
stimmt. Aufgrund eines 1988
überwiesenen Postulats

Tag und Nacht in Bereit-
schaft stehen, verbrauchen
laut Ravel-Messungen rund
80 Prozent ihres Strombe-
darfs im reinen Standby-Be-
trieb. Und einige Typen von
Fotokopierern bringen es so-
gar fertig, 25 Prozent ihres
Stromverbrauchs dann zu
konsumieren, wenn sie aus-
geschaltet sind.
TA 6. A/ov. 7997

1100 Einsprachen ge-
gen Grimsel West
Gegen das abgeänderte
Konzessionsgesuch der
Kraftwerke Oberhasli AG
(KWO) für das Ausbauvor-
haben Grimsel West sind
1100 Einsprachen einge-
gangen. Wie eine Spreche-
rin des Regierungsstatthai-
teramtes in Meiringen BE
aussagte, werden die Ein-
sprachen jetzt an das Depar-
tement für Verkehr, Energie

nahm die Stadtverwaltung
das Projekt für ein Sonnen-
kraftwerk an die Hand. Zur
Diskussion stand der Bau ei-
ner Anlage im alpinen Raum
oder aber in der Stadt selber.
Letztere Variante wurde
schliesslich der Vorzug ge-
geben.; Auf den Dächern
des Seewasserwerkes Moos
in Zürich Wollishofen soll

und Wasser (VEWD) des
Kantons Bern weitergeleitet
und dort geprüft. Da das
überarbeitete Konzessions-
gesuch der KWO wesentli-
che Änderungen enthielt,
war das Projekt vom 28.
Okotober bis zum 26. No-
vember 1991 erneut öffent-
lieh aufgelegt worden. Be-
stehende, gegen das alte
Konzessionsgesuch einge-
reichte Einsprachen bleiben
aufrechterhalten, soweit sie
sich nicht gegen wegfallen-
de Anlageteile richten oder
innert der Einsprachefrist
schriftlich zurückgezogen
wurden.
A/ZZ2. Dez 7997

"1**11*1
HZ Handelszeitung, NZZ
Neue Zürcher Zeitung, TA
Tages-Anzeiger, VR Volks-
recht

das Photovoltaikprojekt rea-
lisiert werden.. Bisher exi-
stiert in der Schweiz ein ver-
gleichbares Projekt nur auf
dem Mont Soleil der Berni-
sehen Kraftwerke. Ziel des
Projekts ist Erfahrung und
Wissen zu sammeln.
A/ZZ26. Sepf. 7997

Die Fotomontage zeigt die Solarzellenfelder, die auf den flachen Gebäuden des Seewas-
serwerkes in Zürich Wollishofen installiert werden sollen. (Bild pd)
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